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BHdungspoUtiker d er SP un d $VP mõchten di e Fremdsprachenstrategie d er Kan to ne aufweichen. 
Si e woHensichersteHen, dass aU e Primarschüler eine z"veite Landessprache lernen. 
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Der Schweizer Politbetrieb -~~ 
diese Woche wieder einmal · 
schwer zu verstehen. Der St: 
hiess einstimmig 
eine Motion von 
SVP-Nationalrat 
Oskaur JFreysin­
ger gut, die ein 
Importverbot für 
Robbenprodukte 
fordert. Zugleich 
erinnert man si eh, 
dass das Parla-. 
ment den Wolf 

All1l]a ~llllUi 

Die Debatte um das Fr'ühfranzosisch ist 
lãngst keine pãdagogische Diskussion 
mehr. Seit sich das Thurgauer Parlament 
und di.e Nidwaldner Regierung dafür · 
ausgesprochen haben, das Frühfranzo­
sisch abzuschaffen, ist sie zu einer delí­
katen politischen Frage geworden. 
«Krieg der Sprachen» titelte die West­
schweizer Zeitschrift «L'Hebdo». Auch 
im eidgenossischen Parlament ist der 
Fremdsprachenstreit Thema. Politiker 
aller Parteien versuchen, mit Vorstõssen 
Einfluss zu nehmen. 

N un unternimmt eirte ungewohnliche 
Allianz aus den Reihen der SP und der 
SVP d en Versuch, die Wogen zu glãtten. 

, Ihr Ziel: ein Eingreifen des Bundes un d 
damit die wahrscheinliche nationale 
Volksabstimmung über das Frühfranzõ­
sisch, eine Art Rõstigrabenabstimmung, 
wenn mõglich zu verhindern. SVP-Natio­
nalrat Peter Keller und SP-Nationalrat 
Jean-François Steiert schlagen · einen 
Kompromiss vor: Jene Kantone, die in 
der Primarschule nur noch eine Fremd­
sprache unterrichten wollen, dürfen 
dies tun. «Dann sollte es aber eine Lan­
dessprache sein», sagt Keller. Den ande­
rén Kantonen stehe es . frei, weiterhin 
zwei Fremdsprachen in der Primar­

' schule anzubieten - so wie es di e kanto­
nalen Erziehungsdirektoren (EDK) 
eigentlich be~;?chlossen haben. 

Angesichts der hãngigen Volksinitia­
tiven un d Bestrebungen in vielen Kan to­
nen, dfe zweite Fremdsprache aus der 
Primarschule zu streichen, sei dieser 
«Minirnalkonsens» dringend notig, 
· glauben di e beiden Parlamentarier. «Di e 
Kantone haben offensichtlich Mühe, 
sich zu einigen», sagt Steiert. Es sei an 
der Zeit, dass di e. Befürworter und Geg­
ner des Franzi:isischunterrichts in der 
Prirnarschule freiwillig einen Schrittauf­
einander zu machten. Nur so vvürden 
der Bildungsartikel in der Verfassung 
und das Sprachengesetz eingehalten. · 

· Bisher vertraten die SVP und die SP 
weit auseinanderliegende Positionen in 
der Frage. Die SVP regte in verschiede­
nen Kantonen die Streichung des Früh­
franzosisch an oder unterstützt sie; die 

. SP macht sich für.den Lehrplan 21 und 
zwei Fremdsprachen in der Primar­
schule stark. Es werde nicht einfach, alle 
zu überzeugen, rãumen Steiert und Kel- · 
ler ein. Si e suchen zurzeit das Gesprãch 
vor allem mit d en Entscheidungstrãgern 
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hier wieder bejagen lassen' 
Nachste Woche wird der Sta 
diesem Zweck vermutlich d: 
setz lockern. Es scheint, hie 
werden mit Vorliebe Tiere g 
di e abseits der Kontinentalr 
Ieben. Dazu passt das gestri 
muniqué des Veterinaramte 
Schweiz übernehme für zw< 
Leitung der Internationalen 
kommission. 

Fleischlos-unverdãchtig ist 
mentariernahrung im Bund 
Wãhrend der Sessionen weJ 
Karotten und Ãpfel bereitgE 
krãftigende Kost und zuwei 
thetisch inspirierende. SP-I 
chef Amlly 'fsclbtiim]JJedin ; 
Rüebli und dachte an die gE 
schlanke CVP-Frau Rutlbt lHI' 
Das behauptet zumindest T 
lins Fraktionskollegin .lfacq· 
JFelbtr - die sich ihrerseits si 
Traume erfutterte: Sie ass ~ 
und dachte an SVP-Nationa 
lBoJrtoliuzzli. 

Aus Pfeffer, Salz und oft vie 

Franzõsisch, litali.enisch oder doch Engli.sch? Pri.marschüler bei.m Lõsen ihrer Aufgaben. Foto: Ga etan Bally (Keystone) 
bestehen die Rededuelle in 
ratssaal: «Di e dreimal geste 
ist soeben zurn dritten Mal 

in den Kantonen. Auf Verstandnis stos­
sen si e beim Nidwaldner Bildungsdirek­
tor Res Schmid (SVP). «Ich personlich 
ki:innte gut leben mit diesem Kornpro­
miss», sagt er. Allerdings müssten alle 
Kantone mitziehen, sonst mache die 
Umstellung keinen Sinn. Di e Nidwaldner 
Regierung hatte sich vor wenigen Wo­
chen noch dafür ausgesprochen, den 
Franzosischunterricht auf die Sekundar­
stufe zu verschieben. Sie reagierte damit 
auf die hãngige Volksinitiative, die nur 
noch eine Fremdsprache in der Prirnar­
schule verlangt. 

Lehrer dafiirr 
Die Lehrerverbãnde dürften írn Grund­
satz mehrheitlich hinter der Idee aus 
Bern stehen., Kürzlich sprach sich die ' 
Prãsidentenkonferenz des Schweizeri­
schen Lehrerverbands (LCH) deutlich 
dafür aus, dass die erste Fremdsprache 
überall einé Lande~sprache sein müsse. 

Das bisherige Mqdell des Fremdspra­
chenunterrichts müsse aufgrund der 
Praxiserfahrungen und d er Widerstãnde 
in den Kantonen angepasst werden, sagt 
LCH-Prãsident Beat Zemp. Das EDK­
Modell, spãteste.ns in der dritten und 
fünften Klasse mit je einer Fremd­
sprache zu beginnen, konne gerettet 
werden, wenn verschiedene Bedingun­
gen erfüllt sden. Dazu gehore, dass alle 
Kantone ab der dritten Klasse mit einer 
Landessprache als erster Fremdsprache 
begannen. Weiter sollten alle Kantone 
spatestens ab der fünften Klasse Eng­
lisch als Wahlfach anbieten. Sprach­
schwache Schüler ki:innten stattdessen 
Fõrderkurse in Deutsch oder Franzo­
sisch erhalten. 

Níchts hãlt EDK-Prãsident Christoph 
Eyrnann vom Kompromissvorschlag d er 
Politiker. «Das Parlament ware gut bera­
ten, die Kantonshoheit in dieser Bil­
dungsangelegenheit zu beachten», sagt 

er. Der Sprachenkompromiss aus dem tet», ãtzte Bundesrãtin Dm 
jahr 2004 gelte nach wie vor. Die EDK JLeutlbtaJr<dl, nachdern sich a 
werde wie geplant im Somrner 2015 rnehrere Linke nach der Sü 
Bilanz ziehen. Bis dann brauche es vor AKW Mühleberg erkundigt 
allern Gelassenheit. Ãhnlich ·ãussern Frage sei auch nach dem dJ 
sich di e Bildungsdirektoren der Kantone no eh offeti, warf di e Grüne 
Luzern und St. Gallen, wo Fremdspra- 'fre<dle ein. Sie sei Politiker 
cheninitiativen zustande gel<Ommen . Auf~>ichtsbehorde, schallte 
oder lanciert worden sin d. " Daran an dere «au eh hun de 

Franzõsiisclht ollme Benorung? 
fragen nichts». 

Au eh der Schaffhauser Bildungsdirektor Manche Dialoge entfalten i 
und Prãsident der Deutschschweizer Wirkung am besten kontex 
EDK Christian Amsler halt «sehr wenig» d er folgende zwischen Ma: 
vom Vorschlag aus dem Bundeshaus un d (SVP, ZH) un d Margret l!ü~ 
plãdiert dafür, Ruhe zu bewahren. Aus (SP, BE): «Frau Kollegin Ki1 
seiner Sicht konnte die Polemik um das eine kurze, einJache Frage 
Frühfranzi:isisch mit einer einfachen auch sehr lcurz und einfacl 
Massnahme entschãrft werden: Bis zum ten ki:innen: Sin d. Si e berei 
Ende der obligatorischen Schulzeit soll .von Herrn Müller zu beant 
der Franzosischunterricht von der Be- oder nein?» - «Ich habe siE 
notung und der Promotionswirkung be- beantwortet.» 
freit werden. /1 . Fabian Renz 

_JULJL di e Li11l<:e aufManaged Care setzt 

D:i.e Initianten der Einheüs~ 
kasse woHen durch besser 
koordirüerte medizinische 
Behandlungen zwei MHHar­
den Franken sparen. 

~Jil<iillrDms illllfilil'i:sclluü 

Rund 25 Milliarden Franken pro Jahr 
betragen die Ausgaben der obligatori­
schen Krankenversicherung. Bis zu zehn 
Prozent dieser Kosten wollen di e lnitian­
ten der Einheitskasse einsparen. 3oo 
Millionen entfallen auf Werbeausgaben 
und Kosten für Kassenw:echsel, die mit 
einer einzigen Kasse nicht mehr anfal­
len. Weitere zwei Milliarden sollen ge­
spart werden, indern die Behandlung 
von chronisch Kranken besser koordi­

. niert wird. «Mit d er Fõrderung von koor-
dinierten Versorgungsprogrammen un d 
Prãvention ki:innen p ro Jahr bis zu zwei 
Milliarden eingespart werden», steht im 
Argumentarium für die · Einheitskasse, 
über di e wir am 28. Septernber abstim­
men. Managed Care heisst das Stich-

prãsidentin}acqueline Fehr.'Versicherte. 
wãren in Managed-Care-Modelle ge­
Õrãngt worden, weíl sie für die freie 
Arztwahl ausserhalb dieser Modelle 
mehr Selbstbehalt bezahlt hãtten. Nun 

· geJ;le es darum, die «Behandlungslogik» 
anzuwenden. Ziel sei es, dass di e offent­
liche Kasse gemeinsarn mit den Leis­
tungserbringern- Ãrzte, Spitaler, Ernãh­
rungsberater,, Physiotherapeuten ~ bes­
sere und effizientere Behandlungspfade 
erarbeite. Vorbild seien etwa di e existie­
renden Standards für Aids-Kranke, die 
durch die arztlichen Fachgesellschaften 
gemeinsam definiert worden seien. Für 
die Patienten un d Ãrzte bleibe Managed 
Care auch in der i:iffentlichen Kranken­
kasse aber freiwillig, betont Fehr. 

«D en HausaJrzt aufzw:ingen» 
Die Gegner der Einheitslcasse glauben 
jedoch nicht an diese Freiwilligkeit . 
Alarmiert sind jene Ãrzte, die bereits 
heute in der integrierten Versorgung ar­
beiten. An di e Stelle der Vielfalt von Ver­
sicherungsmodellen werde ein einziges, 
staatliches Managed-Care-Mode\1 treten, 
sagt Felix Huber, Verwaltungsratsprãsi­
rlant rl<>Q· Ãr'7tPnPt7.PS MPclix. «Die Folge 

richtete Modelle. Zudem seien Einspa­
rungen von zwei Mílliarden n ur- mõg­
lich, w~nn Leistungen ~ationiert wür­
den, sagt Huber. 

Allerdings gewãhren heute die Kassen 
jenen Versicherten, die sich einem Mana­
ged-Care-Modell anschliessen, Prãmien­
rabatte von 10 bis 20 Pmzent, was zurnin-. 
dest die Zielsetzung der Initianten erldã­
ren lãsst. Fraglich ist aber, ob sich unter 
. einer Einheitskasse die integrierte Medi· 
zin flãchendeckend durchsetzt. Denn im 

Krankenversicherungen 

Initiativtext steht nichts ·über Managed­
Care-Medizin. Di e Initiative schreibt ledig­
lich vor, dass di e Grundversicherung über 
eine einzige offentlich-rechtliche Einrich­
tung abgewickelt wird statt über mehrere 
private Krankenlcassen. O b Managed Care 
rnit der Einheitskasse gefordert würde, 
hãtte das Parlarnent zu en:tscheiden. 

Biirrgediclhte maclhten kaum nrlt 
Di e bürgerliche Mehrheit dürfte jedoch 
bei einem Ja zur Einheitskasse kaum' 

«Ein Dutzend l(assen sin d genug» 
Auch nach einem Nein 
zur Einheitskasse dürfte 
di e Anzahl Krankenkassen 
weiter zurückgehen. 
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1996, bei der Einführung des Krankenver­
sicherungsgesetzes, gab es 146 Kranken-

es faktisch noch rund 20, denen rund 90 
Prozent'der Versicherten angehõrten. Die 
restlichen ldeinen Kassen seien · «Foll<­
lore». Sie haben auf die Gesundheits- und 
Tarifpolitik keinen Einfluss, sondern stüt­
zen sich auf di e beiden Branchenverbande 
und deren Tariforganisationen. 

Locher halt 10 bis 12 Kassen für ausrei­
chend, um für die ni:itige Effizienz in der 
Versicherungsbranche zu sorgen. Eine so l­
eh e Zahl genüge au eh, um di e Kassenviel-
~ - ~ · • --.•rr ~------..J ...... 

auf die Wünsche der Initi; 
ten. Die SVP hatte 2012 be 
larnentsvorlage mit der 
bekãrnpft, die integrieJ 
nehrne den Patienten di 
wahl und darnit «den let 
Freiheit». Un d di e dam< 
worter aus CVP und FDP 
Einheitskassen-Ini tian t en 
genkommen, nachdem di 
Jahren die Managed-Care 
senkt haben. 

dafür sei Bundesrat Alain E 
fen in den Tarifstreit um 
von Haus- und SpezialarztE 

Auch gehe von den Kas~ 
vation mehr aus: Einst sei 
thurer Krankenkasse KF\li 
die ersten HMO-KiirÍiken 
Leider sãhen es die Kas: 
mehr als ihre Aufgabe, Ges 
tung für die Gesundheit~ 

· übernehmen. Locher er h( 
...~.._ ............. \ii:Tno'l·+"h.a ... u.c.rh nnt.o:r 


